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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 21. Januar 2000 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments 
bekannt, dass der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung die Genehmigung 
erhalten hat, gemäß Artikel 163 der Geschäftsordnung einen Initiativbericht über die Lage 
und die Perspektiven der Junglandwirte in der Europäischen Union auszuarbeiten und dass 
der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten sowie der Ausschuss für 
Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport um Stellungnahme ersucht worden sind 
(2000/2011(INI)).

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung hatte in seiner Sitzung vom 
11. Oktober 1999 Neil Parish als Berichterstatter benannt.

Der Ausschuss prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 23. Mai, 9. Oktober und 
23. November 2000.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf, 
Vorsitzender; Joseph Daul und Encarnación Redondo Jiménez, stellvertretende Vorsitzende; 
Neil Parish, Berichterstatter; Gordon J. Adam, Alexandros Baltas (in Vertretung von António 
Campos), Carlos Bautista Ojeda, Niels Busk, Arlindo Cunha, Christel Fiebiger, Francesco 
Fiori, Carmen Fraga Estévez (in Vertretung von Hedwig Keppelhoff-Wiechert), Georges 
Garot, Lutz Goepel, María Izquierdo Rojo, Elisabeth Jeggle, Heinz Kindermann, Dimitrios 
Koulourianos, Astrid Lulling (in Vertretung von Michl Ebner), Albert Jan Maat, Miguel 
Angel Martínez Martínez (in Vertretung von Michel J.M. Dary), Xaver Mayer, Emilia 
Franziska Müller (in Vertretung von Robert William Sturdy), Camilo Nogueira Román (in 
Vertretung von Danielle Auroi), Mikko Pesälä, Giovanni Procacci, Michel Raymond, Agnes 
Schierhuber, Dominique F.C. Souchet, Struan Stevenson und Eurig Wyn (in Vertretung von 
Giorgio Celli).

Die Stellungnahme des Ausschusses für Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport ist 
diesem Bericht beigefügt. Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten hat 
am 1. Februar 2000 beschlossen, keine Stellungnahme abzugeben.

Der Bericht wurde am 27. November 2000 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wurde auf 7. Dezember 2000 
festgesetzt.
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Lage und den Perspektiven der 
Junglandwirte in der Europäischen Union (2000/2011(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der vom Europäischen Parlament in Auftrag gegebenen Studie, die im April 
2000 abgeschlossen wurde,

– gestützt auf Artikel 163 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses der Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung 
sowie der Stellungnahme des Ausschusses für Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport 
(A5-0357/00),

A. in der Erwägung, dass Landwirte und insbesondere Junglandwirte die gesellschaftliche 
Gruppe sind, die künftig die Basis der Gemeinsamen Agrarpolitik bildet, und dass ohne 
Förderung ihrer Tätigkeiten die Landwirtschaft langfristig aufgegeben wird; dass 
Landwirte und insbesondere Junglandwirte außerdem in Dörfern und ländlichen Räumen 
eine wichtige soziale Funktion erfüllen, indem sie sich der Landschaftspflege und 
-erhaltung widmen und zur Deckung des wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Bedarfs des ländlichen Raums beitragen,

B. in der Erwägung, dass der Vertrag in seinen Artikeln 32 bis 38 die Umsetzung einer 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorsieht, die weiterhin die erste und wichtigste 
integrierte Politik der Gemeinschaft ist,

C. in der Erwägung, dass Junglandwirte derzeit mit erheblichen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten konfrontiert sind, wodurch sich die Probleme der Entvölkerung des 
ländlichen Raums, der Verödung und des Niedergangs der ländlichen Gebiete sowie die 
sozialen und kulturellen Probleme weiter verschärfen; in der Erwägung, dass nach dem 
Subsidiaritätsprinzip nur einige Aspekte dieser Probleme in die Zuständigkeit der 
Europäischen Union fallen; dass ergänzende Maßnahmen der EU, der Mitgliedstaaten und 
der Bewerberländer notwendig sind, um diese Probleme anzugehen, die die langfristigen 
Zukunftsaussichten der Junglandwirte beeinträchtigen,

D. in der Erwägung, dass sich die Europäische Union der Probleme der Junglandwirte, der 
Verödung des ländlichen Raums und der regionalen Ungleichheiten in Bezug auf das 
soziale und kulturelle Leben annehmen muss,

1. weist darauf hin, dass die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe in den vergangenen zehn 
Jahren stetig geschrumpft ist, wobei die Zahl der Landwirte unter 35 Jahren am stärksten 
gefallen ist (28%), und dass der Anteil der Junglandwirte an der Gesamtzahl der 
Landwirte in nahezu allen Mitgliedstaaten rückläufig ist;

2. bedauert es, dass verschiedene Mitgliedstaaten der Europäischen Union die von der EU 
für Junglandwirte eingeführten Maßnahmen nicht in Anspruch nehmen; weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass die Junglandwirte für Innovation und Erneuerung im 
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Agrarsektor von großer Bedeutung sind, und fordert den Rat und die Kommission auf, 
diesen Zustand zu beenden;

3. stellt fest, dass die Hauptprobleme, mit denen Junglandwirte in der EU und in den 
Bewerberländern konfrontiert sind, hohe Niederlassungskosten, unsichere wirtschaftliche 
Aussichten, das knappe Angebot an landwirtschaftlichen Betrieben, Probleme im Bereich 
der Ausbildung, der allgemeine Verwaltungsaufwand sowie die allgemeinen Probleme der 
schwierigen Wirtschaftslage und des geringen Ansehens der Landwirtschaft in der 
Öffentlichkeit sind;

4. weist auf die spezifischen Probleme hin, die sich aus dem Verkauf von Grund und Boden 
und den Pachtzinsen, hohen Kosten für Maschinen und für Verbesserungen des 
landwirtschaftlichen Betriebs sowie den rechtlichen und steuerlichen Hürden für 
Neueinsteiger ergeben, sowie auf das allgemeinere Problem des Niedergangs vieler 
ländlicher Gebiete, der zu einem Verfall der Infrastruktur und des sozialen Lebens sowie 
zu einer Entvölkerung des ländlichen Raums führt;

5. weist darauf hin, dass die hohen Niederlassungskosten zu einer starken Verschuldung der 
Junglandwirte zu einem Zeitpunkt führen, da ihre Aussichten auf ein angemessenes 
Einkommen aus der Landwirtschaft gering sind;

6. weist darauf hin, dass hohe landwirtschaftliche Bodenpreise von Faktoren abhängen, die 
von der EU bestimmt werden, wie der Höhe der Beihilfen, Quoten oder anderen 
Produktionsbeschränkungen und Direktzahlungen, und auch von den nachteiligen 
Auswirkungen einiger EU-Regelungen, die Spekulationsgewinne für kommerzielle 
Interessen außerhalb des Agrarsektors fördern können; weist außerdem darauf hin, dass 
hohe Bodenpreise von Faktoren abhängen, die von den Mitgliedstaaten vorgegeben 
werden und die für die Landwirtschaft in den kommenden Jahren weiterhin 
kennzeichnend sein dürften, sofern nichts unternommen wird, um diese Faktoren zu 
ermitteln und möglichst zu korrigieren;

7. weist darauf hin, dass die Maßnahmen der EU weder von den Mitgliedstaaten noch von 
der Kommission einer gründlichen Bewertung unterzogen wurden und ist der Ansicht, 
dass dies dringend nachgeholt werden sollte; fordert die Kommission auf, die laufenden 
Maßnahmen zur Förderung von Junglandwirten genau und eingehend zu bewerten und 
darüber im kommenden Jahr einen Bericht vorzulegen; weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung des 
Europäischen Parlaments vorgeschlagen hat, die Haushaltslinie für das Jahr 2001 
aufzustocken, um Mittel bereitzustellen, die teilweise für eine Bewertung und einen 
Ländervergleich verwendet werden könnten; betont, dass dies im Hinblick auf die 
Überprüfung der Ausgaben im Jahr 2002/03 dringend erforderlich ist;

8. regt in diesem Zusammenhang die Einrichtung einer umfassenden Datenbank über die 
wirtschaftliche und soziale Situation junger Landwirte in der EU an, in die auch Daten 
über die Situation der jungen Landwirte in den Beitrittsländern und die Lage von 
weiblichen Landwirten einfließen sollten, und fordert die Mitgliedstaaten auf, 
entsprechende Daten zur Verfügung zu stellen;

9. fordert die Kommission auf, ein statistisches System zu entwickeln, mit dem das Alter und 
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die Anzahl der in den Ruhestand tretenden Landwirte, das Alter und die Anzahl der sich 
niederlassenden Junglandwirte und die Bereiche, in denen die Landwirte tätig sind, 
registriert werden können, um ein Instrument zur Berechnung des voraussichtlichen 
Ausscheidens aus Altersgründen und der voraussichtlichen Niederlassung im Agrarsektor 
bereitzustellen;

10. vertritt die Auffassung, dass die EU in Betracht ziehen sollte, den Mitgliedstaaten 
zwingend vorzuschreiben, Mindestbeträge für die Niederlassungsbeihilfe für 
Junglandwirte festzulegen;

11. fordert, die Niederlassungsbeihilfen und die zusätzlichen Investitionsbeihilfen zu erhöhen 
und in Anbetracht des langfristigen Charakters der Investitionen in der Landwirtschaft für 
die Dauer von mindestens acht Jahren nach der Niederlassung zu gewähren; ist der 
Ansicht, dass diese Investitionsbeihilfen weiter erhöht werden sollten, wenn sich konkrete 
Vorteile für die Umwelt ergeben oder wenn der Betrieb in einem strukturschwachen 
Gebiet liegt, wo es verlassene Dörfer gibt oder landwirtschaftliche Betriebe, die wegen 
Aufgabe ihrer Tätigkeiten stillgelegt wurden, und wo die Junglandwirte durch 
Entwicklung innovativer landwirtschaftlicher Erzeugnisse von regionalem Interesse oder 
Wiederbevölkerung von ländlichen Räumen die ländliche Wirtschaft dieser Gebiete 
wieder ankurbeln können oder wenn der Betrieb zu einer Verbesserung der 
Beschäftigungsaussichten beiträgt;

12. fordert weiterhin, die Mitgliedstaaten zu veranlassen, aus ihrem Bestand an 
Produktionsrechten und –quoten einen bestimmten Anteil jungen Landwirten bevorzugt 
zur Verfügung zu stellen; ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten auch dafür Sorge tragen 
sollten, dass Produktionsrechte von Nicht-Produzenten an Junglandwirte transferiert 
werden; Mitgliedstaaten und EU sollten außerdem die notwendigen Maßnahmen und 
Beihilfen insbesondere auf Junglandwirte in Ländern und ländlichen Gebieten, die 
aufgrund der Überalterung der Bevölkerung Strukturschwächen aufweisen, ausrichten;

13. fordert die EU zusammen mit den Mitgliedstaaten und den landwirtschaftlichen 
Organisationen auf, die Anstrengungen im Hinblick auf Junglandwirte, die sich 
niederlassen wollen, zu verstärken und eine umfassende Beratung hinsichtlich der Wahl 
des Bereichs, Investitionsentscheidungen, Beihilferegelungen, Steuerfragen, Erbfolgerecht 
usw. anzubieten; fordert die landwirtschaftlichen Organisationen ferner auf, die 
Landwirtschaft als Beruf im Rahmen der Studienberatung an Schulen, Gymnasien und 
höheren Lehranstalten aktiv zu fördern; 

14. ist der Ansicht, dass die Kommission wieder hinreichende Mittel für die 
Niederlassungsbeihilfe in die Haushaltslinie B1-401 im Haushaltsplan der Gemeinschaft 
einsetzen sollte, da nun auch junge Nebenlandwirte beihilfeberechtigt sind;

15. ist der Ansicht, dass die Vorruhestandsregelung der EU verbessert werden sollte, 
insbesondere im Falle der Landwirte, die ihren Hof an Junglandwirte übergeben und ihnen 
damit die Gründung wirtschaftlich und sozial existenzfähiger Produktionseinheiten 
ermöglichen, und dass weitere Regelungen geprüft werden sollten, um die Anreize für den 
Eintritt in den Ruhestand zu verbessern; vertritt die Ansicht, dass darüber hinaus die 
Vorruhestandsregelung regelmäßig im Hinblick auf die verschiedenen Inflationsraten in 
den Mitgliedstaaten überprüft werden sollte; vertritt außerdem die Auffassung, dass 
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älteren Landwirten im Ruhestand eine gewisse Mitwirkung ermöglicht werden sollte, bei 
der ihre Erfahrung genutzt und ihre Selbstachtung gewahrt wird, ohne ihren Anspruch auf 
die Leistungen aus der Regelung zu gefährden; 

16. ist der Ansicht, dass für alle vorgesehenen Arten von Beihilfen und im Hinblick auf 
Investitionen, die von Junglandwirten getätigt werden, Anreize in Form von 
Zinsvergünstigungen vorgesehen werden müssen;

17. betont, dass die Zinszuschüsse den betreffenden Junglandwirten zugute kommen müssen 
und nicht den Banken, über die sie gezahlt werden; fordert, dass diesbezüglich klare 
Leitlinien für Zinszuschüsse festgelegt werden, wonach die Banken transparent 
nachweisen müssen, dass sie den Zinszuschuss nicht in den von ihnen angewandten 
Zinssatz einrechnen;

18. fordert die Kommission auf, die Durchführbarkeit aller alternativen Methoden der 
Förderung von Junglandwirten zu prüfen, einschließlich Agrarkreditbürgschaften, 
insbesondere für Junglandwirte, und alternative Ansätze wie die Entwicklung des 
ökologischen Landbaus, des Agrotourismus und des ländlichen Tourismus zu fördern, als 
Erwerbsquelle in vielen ländlichen Gebieten der Europäischen Union, in denen der 
Fremdenverkehr einen Grundpfeiler der Wirtschaftstätigkeit bildet und zu einer 
nachhaltigen Entwicklung in diesen Gebieten beiträgt;

19. ist der Ansicht, dass die Europäische Union im Rahmen der Chancengleichheit steuerliche 
Maßnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten zur Stärkung der Rolle von 
Junglandwirtinnen fördern sollte und diese vor allem während des Mutterschaftsurlaubs 
und bei der Wahrnehmung ihrer familiären Aufgaben unterstützen sollte;

20. fordert die Kommission nachdrücklich auf, weiterhin eine nachhaltige und hochwertige 
landwirtschaftliche Erzeugung zu fördern und dazu nicht nur die bereits bestehenden 
Regelungen wie die Ursprungsbezeichnungen, die Förderung der ökologischen 
Landwirtschaft und die Förderung der Landrassen zu verstärken, sondern auch konkrete 
Förderregelungen für hochwertige regionaltypische Erzeugnisse einzuführen, um so zu 
Agrarmärkten mit hoher Wertschöpfung beizutragen, die Junglandwirten neue 
Investitionsmöglichkeiten bieten;

21. fordert die Kommission nachdrücklich auf, alle Möglichkeiten zu nutzen, die der Pfeiler 
Entwicklung des ländlichen Raums und die Strukturfonds bieten, um die Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten zu ergänzen, die darauf gerichtet sind, die Schaffung und Erhaltung 
grundlegender Infrastrukturen, ein Netz hochwertiger öffentlicher Dienstleistungen und 
die Belebung örtlicher und regionaler Märkte zu fördern, um so die Verödung des 
ländlichen Raums zu bekämpfen, ausreichende Investitionsbedingungen in den am 
stärksten benachteiligten ländlichen Gebieten zu gewährleisten und die Niederlassung von 
Junglandwirten attraktiver zu machen;

22. ist der Ansicht, dass Möglichkeiten für die Entwicklung von Ansätzen bestehen, wobei 
der etablierte und der junge Landwirt zusammenarbeiten, um den Betrieb weiter zu 
entwickeln und wobei jeder Erfahrungen und innovative Ideen beisteuert; weist darauf 
hin, dass Ansätze wie Betriebsgemeinschaften (wobei der etablierte Landwirt Boden und 
Kapital und der Junglandwirt Fertigkeiten und Arbeit bereitstellt) erfolgreich sein können; 
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weist darauf hin, dass solche Konzepte jedoch nur dann entwickelt werden können, wenn 
rechtliche Rahmenvorschriften vorhanden sind, die sicherstellen, dass keiner der beiden 
Beteiligten den anderen ausbeutet;

23. hebt hervor, dass sich die Mitgliedstaaten dafür einsetzen müssen, dass institutionelle 
Grundstückseigentümer den Abschluss von Pachtverträgen – wenn gleiche Bedingungen 
gegeben sind – vorzugsweise mit Junglandwirten fördern;

24. betont, wie wichtig Aus- und Fortbildung sind, um das Niveau der landwirtschaftlichen 
Qualifikationen und Fertigkeiten zu verbessern, wobei insbesondere auf die 
Berufsausbildung von Frauen geachtet werden muss, die ihren Lebensunterhalt im 
ländlichen Raum verdienen; vertritt die Auffassung, dass die EU Programme für 
Landwirte fördern sollte, die sich auf die neuesten Entwicklungen auf dem Markt sowie 
neue und alternative Techniken erstrecken; betont außerdem, dass alle Formen der 
Ausbildung, einschließlich Computerkurse, die den in den Mitgliedstaaten anerkannten 
Standards entsprechen und von höheren Schulen angeboten werden, sowie Kurse, die von 
privaten oder staatlichen Stellen abgehalten werden, für diese Förderung in Betracht 
kommen sollten;

25. hebt hervor, wie wichtig die Nutzung der Computertechnologie und des Internet 
insbesondere im Zusammenhang mit der Initiative e-Europe ist;

26. ist der Ansicht, dass sich die Generaldirektion Landwirtschaft und die Generaldirektion 
Informationsgesellschaft verpflichten sollten, ein spezielles Investitionsprogramm für den 
Erwerb und die Nutzung der neuen Informationstechnologien auszuarbeiten und der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) zu unterbreiten sowie spezielle Mittel im Rahmen 
des Europäischen Sozialfonds für Fortbildungsprogramme bereitzustellen; ist der 
Auffassung, dass die EIB sich ihrerseits verpflichten sollte, im Rahmen der Initiative 
„Innovation 2000“ eine spezifische Fazilität für Junglandwirte einzurichten oder, falls eine 
solche bereits besteht und auf die neuen Technologien ausgerichtet ist, diese auf jeden Fall 
aufzustocken;

27. fordert die Kommission auf, alle bereits vorhandenen und künftigen Maßnahmen für 
Junglandwirte in einem Dokument zusammenzufassen;

28. betont, wie wichtig fortlaufende Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums sind, 
die für den gesamten ländlichen Raum von erheblichem Nutzen sind und insbesondere 
dem Agrarsektor zugute kommen; fordert die EU nachdrücklich auf, die Entwicklung des 
ländlichen Raums in die Sektoren einzubeziehen, die 2000-2003 überprüft werden sollen, 
so dass die Unterstützung von Junglandwirten das Kernstück der Entwicklung des 
ländlichen Raums sein wird; ersucht die Kommission zu prüfen, ob neue 
Gemeinschaftsinitiativen, die vorrangig auf Junglandwirte ausgerichtet sind, eingeleitet 
werden können;

29. regt an, Maßnahmen zur Unterrichtung der Bevölkerung über die Landwirtschaft in die 
Informationsmaßnahmen im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik einzubeziehen sowie 
eine Initiative zur Unterrichtung von Schülern über das Studium der Agrarwissenschaften 
zu ergreifen, um dem allgemeinen Imageverlust der Landwirtschaft zu begegnen und eine 
breite Sensibilisierung für Probleme der Agrarpolitik zu erreichen;
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30. weist darauf hin, dass die Erweiterung der EU Strukturveränderungen der 
landwirtschaftlichen Betriebe in den Bewerberländern und Änderungen der GAP 
erforderlichen machen wird; fordert, dass dem Bedarf der Junglandwirte von allen 
Betroffenen im Rahmen des gesamten Höchstbetrags der SAPARD-Mittel, der auf der 
Tagung des Europäischen Rats in Berlin festgelegt wurde, Vorrang eingeräumt wird;

31. ist der Ansicht, dass die EU die Bewerberländer ermutigen sollte, Investitionsbeihilfen 
gezielt an Junglandwirte zu vergeben und Vorruhestandsmaßnahmen einzuführen; vertritt 
die Auffassung, dass die EU diesen Ländern gestatten sollte, in der Zeit unmittelbar nach 
dem Beitritt höhere Niederlassungsbeihilfen zu gewähren;

32. ist der Auffassung, dass die Union im Rahmen der Programme Sokrates und Leonardo die 
Verbesserung von Bildung und Ausbildung der Junglandwirte und der Angehörigen 
verwandter Gewerbe und Berufe fördern sollte, um ihre Qualifikationen auf das 
erforderliche Niveau anzuheben, solange genügend zusätzliche Mittel bereitgestellt 
werden können;

33. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Einleitung

Dieser Bericht gründet sich auf das lebhafte Interesse des Europäischen Parlaments für die 
Landwirtschaft. Junglandwirte spielen eine wichtige Rolle für die Zukunft der 
Landwirtschaft. Auf Vorschlag des Berichterstatters wurde zu Beginn des Jahres 2000 mit 
Unterstützung des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung eine Studie 
zum Thema "Die Zukunft der Junglandwirte in der EU"1 bei einer unabhängigen 
Beratungsfirma in Auftrag gegeben, die für die Generaldirektion Wissenschaft des 
Parlaments tätig ist.

Die Bedeutung der Junglandwirte

Landwirte und insbesondere Junglandwirte erfüllen eine sehr wichtige soziale Funktion in 
Dörfern und ländlichen Räumen, indem sie eine Vielzahl von Tätigkeiten fördern und sich 
an kommunalen Vereinigungen beteiligen. Landwirte tragen durch Landschaftspflege dazu 
bei, einen gesunden und florierenden ländlichen Raum zu erhalten. In diesem 
Zusammenhang ist zu beachten, dass alle Kategorien von Junglandwirten berücksichtigt 
werden sollten, da sie alle eine entscheidende Rolle spielen und ein gewaltiges Potenzial für 
die künftige Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums in einem 
erweiterten Europa darstellen.

Umfang des Berichts

In diesem Bericht sollen nicht die Erkenntnisse der Studie zusammengefasst werden, die 
einen ausgezeichneten Überblick gibt. Außerdem hat dieser Bericht eine andere Zielsetzung 
und einen anderen Umfang als die Studie. Es ist ein politischer Bericht, der sowohl 
ehrgeiziger als auch begrenzter ist. Darin wird der Schwerpunkt in erster Linie auf Aspekte 
gelegt, die in die Zuständigkeit der EU fallen und die durchführbar sind. Es gibt eine Reihe 
von Problemen, mit denen Junglandwirte konfrontiert sind, die auf Faktoren wie die 
Bodenpreise oder das Erbrecht2 oder die Besteuerung in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
zurückzuführen sind, wo durch Änderungen Fortschritte wesentlich erleichtert würden. So 
sind beispielsweise die Bodenpreise ein wichtiger – möglicherweise der wichtigste – Faktor 
für Junglandwirte. Angesichts des Subsidiaritätsprinzips und der derzeitigen politischen 
Gegebenheiten ist es jedoch unrealistisch anzunehmen, dass die Politik der EU umgestaltet 
werden könnte, um die Bodenpreise wesentlich zu ändern.

Wirtschaftlicher Hintergrund der derzeitigen Lage

Einige wichtige Punkte der Studie sollen jedoch hervorgehoben werden: Die Landwirtschaft 
in der EU ist durch einen stetigen Strukturwandel gekennzeichnet. Im Zeitraum 1990-1997, 
für den die neuesten EU-weiten schlüssigen Daten vorliegen, ist die Zahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe stetig zurückgegangen (19%), während die durchschnittliche 
Betriebsgröße zugleich ständig zugenommen hat (von 13,3 ha auf 18,4 ha). Der Anteil der 
landwirtschaftlichen Familienbetriebe ist unverändert geblieben (rund 98% aller 

1 Die Zukunft der Junglandwirte in der Europäischen Union, GD Wissenschaft, AGRI 134N
2 Die Kommission hat 1996 einen Bericht über "Junglandwirte und das Problem der Übertragung von Betrieben 
in der europäischen Landwirtschaft" vorgelegt.
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landwirtschaftlichen Betriebe in der EU sind Familienbetriebe). 55% aller Landwirte sind 
über 55 Jahre alt. Die Gesamtzahl der Landwirte in der EU nimmt stark ab: um 28% in der 
Altersgruppe unter 35 Jahren im Zeitraum 1990-1997, um 19% bei den 35- bis 44jährigen, 
um 21% bei den 45- bis 54jährigen und um 25% bei den 55 bis 64jährigen. Der Anteil der 
Landwirte über 65 Jahren ist nahezu unverändert, und ältere Landwirte zeigen wenig 
Neigung, in der Ruhestand zu treten oder ihren Betrieb aufzugeben. Der Anteil der 
Junglandwirte an der Gesamtzahl der Landwirte ist in dem oben genannten Zeitraum in 
nahezu allen Mitgliedstaaten von 8,75% auf 7,68% geschrumpft.

In der Studie aufgezeigte Probleme

In der Studie wird versucht, diese Probleme anhand einer Matrix zu quantifizieren, aus der 
hervorgeht, dass die Hauptprobleme in praktisch allen Mitgliedstaaten der EU gleich sind: 
hohe Niederlassungskosten, unsichere wirtschaftliche Aussichten für den gesamten 
Agrarsektor, mangelndes Angebot an landwirtschaftlichen Betrieben, Probleme im Bereich 
der Ausbildung und allgemeiner Verwaltungsaufwand. Die Bewerberländer sind mit den 
gleichen Problemen konfrontiert. Im einzelnen werden in der Studie Probleme aufgezeigt, 
die auf den Verkauf von Grund und Boden und den Pachtzins, die Kosten für Maschinen 
und Betriebsverbesserungen sowie sonstige Kosten zurückzuführen sind, die den 
Landwirten bei der Betriebsgründung entstehen, sowie rechtliche und steuerliche Hürden für 
Betriebsgründer; geschlechtsbezogene Probleme (wie z.B. unzureichende soziale 
Einrichtungen wie Mutterschaftsgeld und Kinderbetreuung), unzureichende oder 
ungeeignete Ausbildung und Bildung; Niedergang vieler ländlicher Gebiete hinsichtlich 
Infrastruktur, Aktivitäten und soziales Leben; Entvölkerung des ländlichen Raums sowie 
einige soziale Probleme wie die Landflucht von Frauen, die zu einem weiteren Rückgang 
der künftigen landwirtschaftlichen Bevölkerung führen wird.

Niederlassungskosten

Junglandwirte müssen hohe Kredite aufnehmen, um die hohen Niederlassungskosten zu 
decken, und dies zu einem Zeitpunkt, da ihre Kreditfähigkeit gering ist. Junglandwirte sind 
daher in der Regel hoch verschuldet. Diese hohe Verschuldung fällt jedoch in eine Zeit, in 
der es für Junglandwirte schwierig ist, ein angemessenes Einkommen zu erwirtschaften.

Die hohen Niederlassungskosten für junge Betriebsgründer sind von einer Reihe von 
Faktoren abhängig, wie z.B. den Bodenpreisen und dem Angebot an Grund und Boden, den 
Maschinenkosten, dem Kauf von Produktionsrechten und der Verschuldung (insbesondere 
Schweden, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland und Vereinigtes Königreich). In dieser 
Hinsicht wird der Kreditbedarf durch niedriges Einkommen, Erbschaftsprobleme und durch 
die GAP, die nicht auf Junglandwirte zugeschnitten ist (z.B. Direktzahlungen), noch weiter 
verschärft.

Bodenpreise

Der Kauf von Ackerland scheint der größte Ausgabenposten für die Landwirte zu sein. Die 
Bodenpreise liegen in der EU zwischen 3.000 €/ha (in Teilen Frankreichs) und 15.000 €/ha 
(in Teilen Luxemburgs). Es ist zu erwähnen, dass die hohen Bodenpreise durch folgende 
Faktoren beeinflusst werden:
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a) Beihilfen: Einigen Schätzungen zufolge führt eine Erhöhung der Beihilfen für Weizen 
um 1% zu einem Anstieg des Bodenwerts um 0,4%; im Vereinigten Königreich liegt 
dieser Anstieg bei 0,25%.

b) Quoten und ähnliche Produktionsbeschränkungen: Hohe Bodenpreise, die auf 
Beihilfen für landwirtschaftliche Grundstoffe oder auf Quoten zurückzuführen sind, 
führen zu einer Erhöhung des Kapitalbedarfs der Junglandwirte und zwingen sie 
darüber hinaus, in Bereiche zu investieren, die möglicherweise keinen Ertrag 
einbringen, wenn die Bodenpreise fallen, d.h. hier liegt ein potenzielles Risiko für die 
Zukunft.

c) Direktzahlungen, insbesondere Flächenbeihilfen: Die zunehmende Abhängigkeit der 
Landwirte von Direktzahlungen, die durch die jüngsten Reformen im Rahmen der 
Agenda 2000 noch verstärkt wurde, wird den Trend hin zu hohen Bodenpreisen 
weiterhin fördern und die Probleme der Junglandwirte verschlimmern.

Es ist jedoch zu beachten, dass die Tierprämien den Anstieg der Bodenpreise nicht in 
gleichem Maße beeinflussen.
Die Kosten für Grund und Boden werden in gewissem Umfang auch durch das Angebot und 
durch kurzfristige Variablen wie nationale Zinssätze und Inflationsraten beeinflusst.

Produktionsrechte

Hinsichtlich der Produktionsrechte ist die Lage in den Mitgliedstaaten und den einzelnen 
Sektoren uneinheitlich. In einigen Mitgliedstaaten wie der Bundesrepublik Deutschland und 
Dänemark muss der Junglandwirt die betreffenden Produktionsrechte kaufen. Aus 
unternehmerischer Sicht ist die Notwendigkeit, Produktionsrechte zu kaufen mit langfristigen 
Investitionen unvereinbar. Das ist darauf zurückzuführen, dass es in der Landwirtschaft keine 
langfristige Stabilität gibt. In einem System, bei dem es ungewiss ist, was nach der nächsten 
Reform mit den Milchquoten geschieht, müssen Landwirte immer noch Produktionsquoten 
kaufen!

Geltende Maßnahmen der EU

Die Maßnahmen für Junglandwirte sind teilweise in den für alle Landwirte bestimmten 
Maßnahmen enthalten und teilweise durch spezifische Rechtsvorschriften festgelegt. Die 
Förderung der Junglandwirte wurde durch eine Reihe von Verordnungen geregelt, 
einschließlich der Verordnung (EWG) Nr. 950/97 zur Verbesserung der Effizienz der 
Agrarstruktur, die durch die Verordnung (EG) Nr. 1257/99 über die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums, insbesondere in Kapital I und Kapitel II, ersetzt wurde. 
Mit diesen Maßnahmen wurden im wesentlichen Niederlassungsbeihilfen (die jedoch in den 
Mitgliedstaaten nicht zwingend vorgeschrieben sind) sowie zusätzliche Investitionsbeihilfen 
gewährt. Weitere Maßnahmen, von denen Junglandwirte profitieren, sind die gemeinsamen 
Marktorganisationen im Rahmen der GAP, Vorruhestandsregelungen und LEADER+.

Mangelnde Bewertung der bisherigen Maßnahmen

Die Maßnahmen der EU wurden weder von den Mitgliedstaaten noch von der Kommission 
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bewertet, und es gibt keinen Bericht des Europäischen Parlaments über Junglandwirte3. Der 
Rechnungshof hat einen Sonderbericht über Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung 
von Jugendlichen4 vorgelegt, der nur bis zu einem gewissen Grad eine Bewertung war. Darin 
wurde bestätigt, dass die Auswirkungen der EU-Fördermaßnahmen weder von der EU selbst 
noch von den Mitgliedstaaten angemessen bewertet wurden, und es wurde vorgeschlagen, 
stärker auf Zinsvergütungen für Darlehen zu achten. Außerdem wurde gefordert, die 
Verzögerungen bei der Abwicklung der Niederlassungs- und der Investitionsbeihilfen zu 
verringern.

Nach diesem Bericht hat die Kommission im Februar 1999 eine Bewertung anhand eines 
Fragebogens eingeleitet, worin die Mitgliedstaaten aufgefordert wurden, Punkte für die 
Anwendung und die Auswirkungen der wichtigsten Maßnahmen zu vergeben, die für 
Junglandwirte von Nutzen sein könnten. Die Ergebnisse dieser Bewertung liegen noch nicht 
vor.

Es ist unbedingt erforderlich, eine wesentlich eingehendere und grundlegendere Bewertung 
der bisherigen Maßnahmen rechtzeitig für die Überprüfung der Verordnung über die 
Entwicklung des ländlichen Raums im Jahr 2006 vorzunehmen, um eine eingehende Analyse 
der Probleme der Junglandwirte und praktische Lösungsmöglichkeiten für diese Probleme 
bereitzustellen.

Die Herausforderung der EU-Erweiterung

Die Situation der Junglandwirte und die allgemeine Lage der Landwirtschaft ist in den 
einzelnen Bewerberländern unterschiedlich. In diesem Bericht werden die Länder der "ersten 
Beitrittswelle" betrachtet, auch Luxemburg-Gruppe genannt, d.h. Zypern, Tschechische 
Republik, Estland, Ungarn, Polen und Slowenien.

a) Derzeitige Lage: In den mittel- und osteuropäischen Bewerberländern (MOEL) 
überwiegen offensichtlich die landwirtschaftlichen Familienbetriebe. Es gibt jedoch 
zwei wichtige Ausnahmen: Ungarn und, in geringerem Maße, die Tschechische 
Republik sind die Länder, in denen ein erheblicher Anteil von Genossenschaften oder 
anderen großen Unternehmen (umgewandelte Genossenschaften) Landwirtschaft 
betreibt. Andererseits gibt es in Polen über eine Million landwirtschaftlicher Betriebe, 
die ebenfalls nicht als "Familienbetriebe" gelten, da sie sehr klein sind und mehr oder 
weniger am Rande des Existenzminimums wirtschaften.

b) Aussichten: Am 20. Juli 1999 hat die Kommission die indikativen Mittelzuweisungen 
für die Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa im Rahmen des SAPARD-
Programms (Sonderaktion zur Vorbereitung auf den Beitritt in den Bereichen 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung) festgelegt. Dieses Programm sollte für die 
Dauer von sieben Jahren (2000-2006) angewandt werden.

3 Ein Berichtsentwurf wurde von Antonio Campos im Jahre 1997 ausgearbeitet, aber vom Ausschuss für 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung nicht zur Abstimmung gestellt.
4 Sonderbericht Nr. 3/2000 des Rechnungshofs zum Europäischen Sozialfonds und zum Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (Abteilung Ausrichtung) – Maßnahmen zur Förderung 
der Beschäftigung von Jugendlichen.
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Diese Mittelzuweisungen basieren auf objektiven Kriterien wie der Größe der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung, der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche, dem Pro-
Kopf-BIP, der Kaufkraftparität und der besonderen Situation der ländlichen Gebiete.

Um den Strukturwandel der landwirtschaftlichen Betriebe in den Bewerberländern 
voranzutreiben, der es ihnen ermöglicht, sich auf die neuen Marktgegebenheiten einzustellen, 
ist die Einführung von Stützungsregelungen für die landwirtschaftlichen Betriebe nach Art der 
GAP unumgänglich. Angesichts der begrenzten nationalen und EU-Mittel, die für die 
Bewerberländer im Rahmen des SAPARD-Programms zur Verfügung stehen, und der 
unterschiedlichen konkurrierenden Bedürfnisse der Agrarsektoren in den Bewerberländern 
dürfte dies eine schwierige Zeit für niederlassungswillige Junglandwirte sein.

Nach dem Beitritt der Bewerberländer dürfte sich diese Situation verbessern, auch wenn es 
Übergangsregelungen gibt, da die neuen Mitgliedsländer dann mit den heutigen EU-Ländern 
gleichgestellt werden.

Die Bewerberländer haben jedoch begonnen (bzw. beginnen derzeit), im Vorgriff auf den 
Beitritt zur EU Produktionsquoten für einige Sektoren einzuführen. Dies ist zwar verständlich, 
da diese Produktionsrechte Teil des acquis communautaire sind, die Einführung dieser 
Produktionsrechte wird jedoch zu den gleichen Nachteilen für künftige Junglandwirte in den 
Bewerberländern führen, wie sie bereits heute ihre Kollegen in den EU-Ländern erleiden.

Vorschläge für Maßnahmen

Die nachstehend vorgeschlagenen Maßnahmen fallen in den Zuständigkeitsbereich der EU, 
wenngleich der Berichterstatter einige an die Mitgliedstaaten gerichtete Bemerkungen anfügt. 
Die Mitgliedstaaten könnten eine Reihe von Maßnahmen treffen, um die Lage der 
Junglandwirte zu verbessern. Dazu zählen Bereiche wie Erbfolge, Erbrecht, Besteuerung und 
Übertragung des Eigentums an landwirtschaftlichen Betrieben. In der Studie des Parlaments 
wurde eine Reihe weiterer ausführlicher Vorschläge vorgelegt, die von den Experten der 
Kommission geprüft werden sollten.

Es besteht zwar ein großer Bedarf an spezifischer Hilfe für Junglandwirte, zugleich muss 
jedoch auch die gesamte wirtschaftliche Existenzfähigkeit der Landwirtschaft in der 
Europäischen Union verbessert werden.

a) Niederlassungsbeihilfe (für Landwirte unter 40 Jahren): Die Niederlassungsbeihilfe 
und die zusätzlichen Investitionsbeihilfen wurden nachweislich erhöht. 
Investitionsbeihilfen für Junglandwirte sollten nicht nur in der Zeit der Niederlassung 
gewährt werden, sondern für die Dauer von acht Jahren danach. Die 
Investitionsbeihilfe sollte nicht nur dann erhöht werden, wenn der Betrieb in einem 
benachteiligten Gebiet liegt, sondern auch, wenn er zu einer Verbesserung der 
natürlichen Umwelt beiträgt oder wenn die Beschäftigungsaussichten verbessert 
werden müssen.

Die EU sollte den Mitgliedstaaten empfehlen, einen Mindestbetrag der 
Niederlassungsbeihilfe für Junglandwirte festzulegen. Angesichts der 
unterschiedlichen landwirtschaftlichen Gegebenheiten in der EU ist ein einheitlicher 
Betrag jedoch nicht zweckmäßig.
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b) Zusätzliche Investitionsbeihilfen (für Landwirte unter 40 Jahren): Die zusätzlichen 
Investitionsbeihilfen sollten weiter erhöht werden, wenn ein Junglandwirt in die 
Verbesserung eines landwirtschaftlichen Betriebs in einem benachteiligten Gebiet 
investiert. Die benachteiligten Gebiete leiden derzeit unter Entvölkerung, die zu einem 
Niedergang des ländlichen Raums und zu verschiedenen sozialen Problemen führt. 
Außerdem sind die Investitionskosten in benachteiligten Gebieten meist höher.

c) Förderung des Vorruhestands: Es gibt ein spezifisches Kapitel IV in der Verordnung 
1257/99 der EU zur Förderung des Vorruhestands älterer Landwirte. Derzeit sind die 
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, diese Regelung anzubieten. Von den Landwirten, 
die vorzeitig in den Ruhestand treten, wird nicht verlangt, dass sie nach einem 
Junglandwirt suchen, der ihren Betrieb übernimmt.
Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten ermutigen, eine Ruhestandsregelung für 
ältere Landwirte anzubieten, die ihren Betrieb an einen Junglandwirt übergeben. Es ist 
wichtig, dass die Vorruhestandsregelung an die Niederlassung von Junglandwirten 
geknüpft wird. Diese Regelung sollte ein angemessenes Altersruhegeld für 
ausscheidende Landwirte vorsehen und ihnen damit einen würdigen Eintritt in den 
Ruhestand ermöglichen. Die Betriebsübergabe sollte in diesen Fällen in einem 
Zeitraum von mehreren Jahren erfolgen und so die Einführung des Junglandwirts in 
die Landwirtschaft erleichtern, so dass er eine wirtschaftlich und sozial existenzfähige 
Produktionseinheit aufbauen kann.
Einige Mitgliedstaaten bieten eine höhere Prämie für ausscheidende Landwirte, die 
sich damit einverstanden erklären, ihren Betrieb an Junglandwirte zu übergeben, 
indem sie eine Reserve an freigesetzten Flächen für die Niederlassung von 
Junglandwirten und für Junglandwirte vorsehen, die an einer Erweiterung ihres 
Betriebs interessiert sind. 

d) Produktionsrechte: Wenn künftig Änderungen vorgenommen werden, sollte die 
Kommission die Gelegenheit nutzen, um Junglandwirten mehr Produktionsrechte 
zuzuteilen. Es ist wichtig, dass die Mitgliedstaaten ihre nationalen Reserven so 
handhaben, dass Junglandwirte einen größeren Anteil an den Produktionsrechten 
erhalten. Es ist unbedingt erforderlich, dass Junglandwirte größeren Zugang zu den 
Produktionsrechten erhalten, da die unter diese besonderen Regelungen fallenden 
landwirtschaftlichen Grundstoffe in der Regel am einträglichsten sind. Es ist zwar 
schwierig, den derzeitigen Landwirten Produktionsrechte wegzunehmen und sie 
Junglandwirten zuzuteilen, aber bei künftigen Umgestaltungen sollten Junglandwirte 
stärker bevorzugt werden.5

e) Mögliche Gewährung von Zinszuschüssen: Einige Mitgliedstaaten bieten 
Zinszuschüsse für Junglandwirte an, und die Kommission sollte alle 
Mitgliedstaaten ermutigen, dies ebenfalls zu tun. Es ist wichtig, dass der 
Zinszuschuss in vollem Umfang dem Junglandwirt und nicht den beteiligten 
Banken zugute kommt, denn häufig ist nicht klar ersichtlich, wie die Banken 

5 In diesem Zusammenhang ist es wichtig, die nützliche Rolle der Weinbauern zu beachten, da sie die 
Landschaft qualitativ verbessern und Bodenerosion verhindern. Der Weinbau ist in einigen Regionen 
von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. Außerdem ist die Europäische Union bei der 
Weinerzeugung weltweit führend. Daher sollte jungen Weinbauern mehr Beachtung geschenkt und 
größerer Zugang zu Produktionsrechten gewährt werden.
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diese Darlehen behandeln.

f) Unterstützung bei der Kreditkonditionen: Die Kommission sollte alternative 
Wege der Unterstützung von Landwirten prüfen, einschließlich der 
Möglichkeit, dass die EU Agrarkreditbürgschaften insbesondere für 
Junglandwirte anbietet. Damit würde ein Beitrag zur Lösung des 
fortwährenden Problems geleistet, mit dem Junglandwirte konfrontiert sind 
und das darin besteht, dass sie nicht über genügend Sicherheiten verfügen, um 
Darlehen aufzunehmen und damit die wirtschaftliche Existenzfähigkeit ihres 
Betriebes zu verbessern.

g) Besteuerung: Der Berichterstatter ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten 
steuerliche Anreize für Grundeigentümer einführen sollten, die sie veranlassen, 
ihren Grund und Boden an Junglandwirte zu verpachten.

h) Betriebsgemeinschaften6: In einigen Ländern, wie z.B. Spanien, aber 
insbesondere außerhalb der Europäischen Union, werden 
Betriebsgemeinschaften erfolgreich praktiziert. Dies könnte ein Weg sein, auf 
dem Junglandwirte in die Landwirtschaft einsteigen könnten. Die Kommission 
sollte ermutigt werden, diese Möglichkeit zu prüfen.

i) Bildung, Ausbildung und Vernetzung: Junglandwirten in der gesamten EU 
muss der Zugang zur Bildung im Bereich Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung erleichtert werden. Junglandwirte müssen fähig sein, sich an 
Änderungen der GAP anzupassen, die im Zusammenhang mit der WTO 
stehen. Die Ausbildung von Junglandwirten im Bereich der Vermarktung ihrer 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse wird künftig sehr wichtig sein.

Die Modernisierung des Agrarsektors hängt davon ab, ob er fähig ist, sich auf 
die künftigen Herausforderungen einzustellen, und Ausbildung und 
Information sind die Schlüsselfaktoren der europäischen Landwirtschaft. Es 
sollten spezifische Gemeinschaftsprogramme zur Bildung und Information von 
Junglandwirten entwickelt werden, die darauf gerichtet sind, das Verständnis 
der Junglandwirte für die globalen und internationalen Agrarthemen zu 
verbessern, die Zusammenarbeit und den Austausch von Fachwissen zwischen 
Junglandwirten zu fördern, den Dialog zwischen den verschiedenen 
landwirtschaftlichen Einrichtungen in Europa zu erleichtern und ihr 
Fachwissen, ihre Kenntnisse und ihre kommerziellen Fertigkeiten zu 
verbessern.
Die praktische Ausbildung und Bildung auf dem Bauernhof muss gefördert 
werden (berufspraktischer Ansatz). Das Beispiel einiger Mitgliedstaaten (z.B. 
Bundesrepublik Deutschland und Österreich), wo praktische Bildung auf dem 
Bauernhof möglich ist, sollte genutzt werden. Außerdem sollte das Modell des 
„kombinierten Bildungssystems“, d.h. einer Kombination von praktischer 
landwirtschaftlicher Tätigkeit und Schulausbildung, geprüft werden, um 
jungen Leuten die Möglichkeit zu geben, unmittelbare Erfahrung in der 

6 Betriebsgemeinschaft: Der etablierte Landwirt stellt Grund und Boden und Kapital und der 
Junglandwirt Fertigkeiten und Arbeit zur Verfügung. Sie teilen sich den Gewinn.
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Landwirtschaft zu sammeln.

Die Nutzung der Computertechnologie und des Internet muss als unerlässliches 
Hilfsmittel betrachtet werden, und Junglandwirte sollten ermutigt werden, dies 
zu nutzen. Es gibt bereits Beispiele für erfolgreiche Ansätze, bei denen das 
Internet genutzt wird, z.B. im Rahmen von LEADER +. Die Initiative 
e-Europe sollte sich auch auf den Agrarsektor erstrecken, der sich naturgemäß 
für die Internet-Technologie eignet, und die dafür notwendigen Finanzmittel 
sollten aufgestockt werden. Außerdem sollte die EU Gemeinschaftsmittel 
bereitstellen, um Jugendliche über die neuesten Entwicklungen auf den 
Märkten sowie über neue/alternative Produktions- und Absatzmethoden zu 
informieren.

j) Entwicklung des ländlichen Raums und Landwirtschaft: Die Kommission hat 
zu Recht mehr Nachdruck auf das Thema der Entwicklung des ländlichen 
Raums gelegt. Die Entwicklung des ländlichen Raums ergänzt die Förderung 
der Landwirtschaft. Probleme wie Verödung, Umweltprobleme, Rückgang der 
Schulen auf dem Lande und der Dienstleistungen in den Dörfern, der 
Verkehrsmittel und der Straßen müssen gleichzeitig mit den Problemen der 
Landwirtschaft, einschließlich des Problems der Junglandwirte, angegangen 
werden. Diese Probleme reichen weit über den Rahmen dieses Berichts hinaus, 
ergänzen ihn jedoch.

k) Beitrittsländer: Die EU sollte die Bewerberländer ermutigen, die 
Investitionsbeihilfen für Junglandwirte aufzustocken und 
Vorruhestandsmaßnahmen einzuführen. Diese Maßnahmen sollten auf 
freiwilliger Basis angewandt werden und sollten von Land zu Land 
unterschiedlich sein, um dem unterschiedlichen Bedarf gerecht zu werden. In 
einigen Ländern wird eine tiefgreifende Umstrukturierung erforderlich sein.

Die Bewerberländer sollten die Möglichkeit erhalten, in der Zeit unmittelbar 
nach dem Beitritt, wenn die Mittel aus dem SAPARD-Programm durch EU-
Beihilfen ersetzt werden, höhere Niederlassungsbeihilfen zu gewähren. Nach 
ihrem Beitritt zur EU sollten diese Länder dann für eine Förderung im Rahmen 
des Ziels 1 in Betracht kommen, und mit diesen Fördermitteln sollten 
Junglandwirte unterstützt werden.

Die Kommission hat die Bewerberländer aufgefordert, die 
Verwaltungskapazität für eine effiziente Umsetzung und Durchsetzung des 
acquis communautaire zu schaffen, was natürlich die gesundheitspolizeilichen, 
ökologischen und viehseuchenrechtlichen Mindeststandards einschließt. Dafür 
sollten diese Länder einen fairen Anteil an den Produktionsquoten erhalten. Es 
besteht die Chance, in den Beitrittsländern eine Quotenregelung einzuführen, 
in deren Rahmen den Junglandwirten ein fairer Anteil an den 
Produktionsrechten gewährt wird.

Der Beitritt der Bewerberländer zur Europäischen Union wird Änderungen 
ihrer Agrarpolitik mit sich bringen, die die einmalige Chance bieten, 
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Junglandwirte zu unterstützen. Ebenso werden wie im Falle der derzeitigen 
Mitgliedstaaten Bildung, Ausbildung und Förderung der Nutzung des Internet 
notwendig sein. Darüber hinaus wird die Ausbildung der Junglandwirte im 
Hinblick auf eine erfolgreiche Vermarktung ihrer Erzeugnisse wichtig sein.
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für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung

zu der Lage und den Perspektiven der Junglandwirte in der Europäischen Union 
(2000/2011(INI)) 

Verfasserin der Stellungnahme: Martine Roure

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 25. November 1999 benannte der Ausschuss für Kultur, Jugend, 
Bildung, Medien und Sport Martine Roure als Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seinen Sitzungen vom 22. Juni und 
13. Juli 2000.

In der letztgenannten Sitzung nahm er die nachstehenden Schlussfolgerungen einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: die Abgeordneten Giuseppe Gargani, Vorsitzender, 
Vasco Graça Moura, stellvertretender Vorsitzender, Ulpu Iivari, stellvertretender 
Vorsitzender, Martine Roure, Verfasserin der Stellungnahme, Konstantinos Alyssandrakis (in 
Vertretung von Alexandros Alavanos), Ole Andreasen, Roberta Angelilli (in Vertretung von 
Thierry de La Perriere), Pedro Aparicio Sánchez, Per-Arne Arvidsson (in Vertretung von 
Sabine Zissener), Christine de Veyrac, Geneviève Fraisse, Lissy Gröner, Ruth Hieronymi, 
Maria Martens, Jens Dyhr Okking, Doris Pack, Roy James Perry, Christa Prets, Frédérique 
Ries (in Vertretung von Marco Formentini), The Earl of Stockton (in Vertretung von 
Christopher Heaton-Harris), Kathleen Van Brempt, Luckas Vander Taelen, Eurig Wyn und 
Teresa Zabell Lucas.
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I. EINLEITUNG

Es ist festzustellen ist, dass die Lage der Junglandwirte in der Europäischen Union ein 
schwerwiegendes Problem darstellt und dass diese trotz der Unterstützung, die sie auf 
europäischer und nationaler Ebene erhalten, keine echten Perspektiven haben. Offenkundig 
unterscheidet sich die Situation von einem Mitgliedstaat zum anderen teilweise erheblich. 
Dennoch sind die allgemeinen Tendenzen praktisch überall dieselben:

- prekäre wirtschaftliche Lage im Agrarsektor, für junge Menschen mitunter äußerst 
schlecht,

- keine Perspektiven für Junglandwirte, 

- spürbarer Rückgang der Zahl der Landwirte und Überalterung derjenigen, die bleiben.

In der Tat bringt der stetige Strukturwandel der Landwirtschaft in der Gemeinschaft es mit 
sich, dass die Zahl der Junglandwirte (die zwischen 1990 und 1997 bereits von 8,75 auf 
7,68% gesunken ist) in den kommenden 30 Jahren erheblich zurückgehen wird, falls keine 
angemessenen Maßnahmen getroffen werden, um dies zu verhindern.

Was kann die Union tun? Die Zukunft der Junglandwirte ist mit der Zukunft der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) verbunden, der ersten integrierten Politik der 
Gemeinschaft, für die diese fast die Hälfte der Haushaltsmittel bereitstellt. Die Landwirte und 
insbesondere die Junglandwirte sehen sich enormen Schwierigkeiten gegenüber, die in erster 
Linie zu erklären sind aus den überhöhten Ansiedlungskosten (Verkauf von Land, 
Pachtzinsen, Maschinenkosten, Kosten für die Modernisierung des Betriebs usw.), den mit der 
Hofübernahme verbundenen Problemen, sozialen Problemen (von unzureichenden Leistungen 
der Sozialversicherung für Frauen z.B. bis hin zu einem eingeschränkten kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben…), der Landflucht, wodurch diejenigen, die bleiben, immer mehr 
isoliert werden, und aus einem Bildungssystem und einer Ausbildung, die häufig ungeeignet 
sind.

Trotz dieser gemeinsamen Probleme darf man nicht vergessen, dass die Junglandwirte keine 
sehr homogene Gruppe darstellen. Unter ihnen kann man unterscheiden:

- Kinder von Landwirten,

- Studenten von Fachschulen,

- junge Menschen, die sich auf dem Land niederlassen wollen.

Ebenso stimmen ihre Ziele nicht zwangsläufig überein. Einige wünschen, einen 
Familienbetrieb fortzuführen, andere möchten ihre Tätigkeiten modernisieren und 
diversifizieren, während wiederum andere von einer unternehmerisch geprägten 
Landwirtschaft im großen Stil träumen.
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II. DIE UNION UND DIE JUNGLANDWIRTE

Eine europäische Politik zur Förderung der Junglandwirte kann nicht außerhalb der GAP 
betrieben werden, deren Leitlinien im Rahmen der Agenda 2000 bis zum Jahr 2007 neu 
formuliert wurden. Wenn diese Bestimmungen überprüft werden, ist es jedoch erforderlich, 
für Junglandwirte folgendes zu erreichen:

- eine Erhöhung der Beihilfen, auf die sie für ihren ersten Betrieb Anspruch erheben 
können,

- zusätzliche Investitionsprämien,

- eine Änderung der Vorruhestandsregelung, der Hilfe für die Hofübergabe  usw.,

- Beseitigung der steuerlichen und rechtlichen Hemmnisse,

- Ausbau von Fachunterricht und Fachausbildung,

- Zugang zu geeigneten Informationen (Einrichtung einer Datenbank usw.),

- Entwicklung ergänzender Aktivitäten (Ferien auf dem Lande usw.).

Der Ausschuss für Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport als mitberatender Ausschuss 
wollte nicht auf Aspekte eingehen, die in die Zuständigkeiten des Ausschusses für 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und des Ausschusses für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten fallen. Er hat daher den Schwerpunkt auf Fragen gelegt, die mit den 
Bereichen Bildung, Ausbildung und Information sowie mit dem sozialen und kulturellen 
Leben von Junglandwirten verbunden sind.

Wir stellen fest, dass Junglandwirte aufgrund einer oft ungeeigneten Bildung und Ausbildung 
Probleme haben.  Selbst die Agenda 2000 vernachlässigt diese doch grundlegenden Aspekte.

Auf der anderen Seite ist ein kulturelles Defizit in Bezug auf den ländlichen Raum und die 
dortigen Tätigkeiten in einer Studie des Europäischen Rats der Junglandwirte (CEJA) 
erkennbar, die aufzeigt, dass viele Kinder glauben, dass Orangen im Vereinigten Königreich 
angebaut werden oder dass Baumwolle auf Schafen wächst. Die Verfasserin der 
Stellungnahme begrüßt daher das Projekt, das dazu dienen soll, Kinder für die Landwirtschaft 
zu sensibilisieren und das noch in diesem Jahr in den Grundschulen Verbreitung finden soll.

Was die Bildung und Berufsausbildung von Junglandwirten betrifft, ist es notwendig, dass:

- die Union im Rahmen der Programme Sokrates und Leonardo die Verbesserung der 
Bildung und Ausbildung der Junglandwirte fördert, um ihre Qualifikationen auf das 
erforderliche Niveau anzuheben;

- die Union vor dem Hintergrund der Informationsgesellschaft zur Informatikausbildung der 
Junglandwirte beiträgt;
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- der Zugang zum Internet für Junglandwirte Wirklichkeit werden kann (z.B. muss die 
Initiative eEuropa Maßnahmen enthalten, durch die Junglandwirten geholfen wird, sich 
auszubilden, sich auszustatten und die neuen Kommunikations-/Informationstechnologien 
zu nutzen);

- Junglandwirte integrierte Managementsysteme für Produktion und Marketing 
kennenlernen, um ihre Betriebe erfolgreich zu leiten, 

- Junglandwirte die Möglichkeit erhalten, auf alternative Anbaumethoden, die biologische 
Landwirtschaft oder auf zusätzliche Tätigkeiten, wie den Landtourismus, umzusteigen; 

- die Union durch Aufstockung ihrer Finanzhilfe die Gründung von Vereinigungen und 
Netzen fördert, die Junglandwirten bei der Niederlassung, bei der Wahl der Anbauarten 
usw. helfen sollen;

- die Verödung bekämpft wird, insbesondere durch Erhaltung öffentlicher Dienstleistungen 
in ländlichen Gebieten (Schulen, Post, Verkehr) und des sozialen Lebens, beispielsweise 
durch Zusammenlegung von Gemeinden oder durch Außendienste.

Wenn die Bedingungen für einen Wiederaufschwung der landwirtschaftlichen Tätigkeit erfüllt 
sind, können sich junge Leute aus den Städten, die für die Natur sensibilisiert sind und die 
sich um bessere Lebensqualität bemühen, auf dem Land niederlassen, und junge Leute vom 
Lande werden nicht mehr auf die Übernahme der von ihren Eltern hinterlassenen Betriebe 
verzichten.

III. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Der Ausschuss für Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport ersucht den federführenden 
Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende Punkte in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass der Vertrag in seinen Artikeln 32 bis 38 die Umsetzung einer 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorsieht, die weiterhin die erste und wichtigste 
integrierte Politik der Gemeinschaft ist,

B. in der Erwägung, dass sich die Europäische Union der Probleme der Junglandwirte, der 
Verödung des ländlichen Raums und der regionalen Ungleichheiten in Bezug auf das 
soziale und kulturelle Leben annehmen muss,

1. ist der Auffassung, dass die Union im Rahmen der Programme Sokrates und Leonardo die 
Verbesserung von Bildung und Ausbildung der Junglandwirte und der Angehörigen 
verwandter Gewerbe und Berufe fördern muss, um ihre Qualifikationen auf das 
erforderliche Niveau anzuheben, solange genügend zusätzliche Mittel bereitgestellt 
werden können;

2. fordert die Kommission auf, im Rahmen der Informationsgesellschaft zur Informatik-
Ausbildung der Junglandwirte beizutragen;

3. fordert die Kommission auf, beispielsweise im Rahmen der Initiative eEuropa, die 
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Junglandwirte dabei zu unterstützen, sich weiterzubilden, sich auszustatten und die neuen 
Technologien, insbesondere das Internet, zu nutzen;

4. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Junglandwirte auf den bestehenden 
Web-Sites  der EU über die sie betreffenden Programme, Finanzierungen, Initiativen und 
Maßnahmen informiert werden;

5. betont, dass die Junglandwirte integrierte Managementsysteme für Produktion und 
Marketing kennen müssen, um ihre Betriebe erfolgreich zu leiten;

6. ist der Auffassung, dass die Junglandwirte, die auf alternative Anbauarten oder 
ökologische Landwirtschaft umstellen wollen, unterstützt werden müssen;

7. ermutigt die Kommission, durch Aufstockung ihrer Finanzhilfe die Gründung von 
Vereinigungen und Netzwerken zu begünstigen, die dazu dienen, junge Unternehmer auf 
dem Lande, insbesondere Landwirte, bei der Gründung und beim Ausbau ihrer 
Unternehmen zu unterstützen;

8. ist der Ansicht, dass angesichts der Vielfalt der Herausforderungen und der örtlichen 
traditionellen, kulturellen und sozialen Strukturen detaillierte Durchführungsbeschlüsse 
vorzugsweise auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene gefasst werden sollten;

9. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, alles daran zu setzen, um die 
Entwicklung privater und öffentlicher Dienstleistungen in den von Verödung bedrohten 
Gebieten der Union zu begünstigen, um das soziale Leben und den gleichberechtigten 
Zugang jedes einzelnen, insbesondere der Landwirte, zu diesen Dienstleistungen zu 
erhalten.


